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Krimi umGerichtsgebäude
Das Kantonsgericht kritisiert die Umstände
amLuzerner Kriminalgericht. 20

«Manmuss inRegionendenken»
Gesundheitswesen Wie können dieGesundheitskosten in der Schweiz gesenkt werden?Damit befasst sich der
ehemalige Professor Bernd Schips. Er lobt Luzern, warnt aber auch vor den Folgen der «Ambulantisierung».

Interview: Yasmin Kunz
yasmin.kunz@luzernerzeitung.ch

Wohin mit dem Schweizer Ge­
sundheitssystem? Dieser Frage
widmet sich Bernd Schips seit
Jahrzehnten. Erwar von 1993 bis
2005 ordentlicher Professor für
Nationalökonomie an der ETH
Zürich und leitete dort die Kon­
junkturforschungsstelle.

Obwohl der heute 80-Jährige
längst pensioniert ist, hält er
nach wie vor Vorträge über die
Entwicklung imGesundheitswe­
sen. Schips war kürzlich anläss­
lich der Generalversammlung
des Vereins Pulsus als Gastred­
ner im «Grand Casino» in Lu­
zern aufgetreten. Pulsus setzt
sich seit 1993 schweizweit für
den Erhalt und die Förderung
einer freien, sozial verantwort­
baren Medizin ein. Der in
Deutschland geborene Bernd
Schips lebt seit 1974 in St.Gallen.

Erst kürzlichwurdeüberden
NeubaudesSpitals Sursee
diskutiert. ImKantonLuzern
sind indennächsten Jahren
einigeSpitalbautengeplant:
Neubauten inSursee,Wolhu-
senunddesKinderspitals, um
einige zunennen.Daskostet
mehrerehundertMillionen
Franken.Wie sinnvoll sind
diese Investitionen?
Bernd Schips: Spitäler sind
Arbeitgeber und generieren
Arbeitsplätze und Wertschöp­
fung, darum sind Investitionen
aus Sicht des Kantons nachvoll­
ziehbar.Dochgerade solchePro­
jekte lassen die Kosten im Ge­
sundheitswesen stark ansteigen,
weil es so auch zu Überkapa­
zitäten kommt. Ein Blick über
die Landesgrenzen zeigt, dass
weniger Spitäler nicht zu einer
schlechteren Gesundheitsver­
sorgung führen: In Dänemark
kommt ein Spital auf rund
260000 Einwohner. In der
Schweiz gibt es pro 70000 Ein­
wohner ein Spital. Die Gesund­
heitsversorgung inDänemark ist
mit unserer vergleichbar – bei
weniger Ausgaben.

Anders gesagt:DerKanton
Luzernhat zuviele Spitäler.
Nicht der Kanton Luzern allein.
Die Schweizweist grundsätzlich
eine zu hohe Spitaldichte auf.
Aus Kostengründen wäre es

sinnvoll, mehr zusammenzu­
arbeiten, gemeinsam zu planen
und zu fusionieren.

Also so,wiedasderKanton
Luzernmitder Spitalregion
Luzern-Nidwaldenmacht
undwie er esmitdemKan-
tonsspitalObwaldenplant?
Das ist ein richtiger Schritt.Heu­
te muss in Spitalregionen und
nicht in Kantonen gedacht wer­
den. Als aussenstehende Person
würde ich das Vorgehen von Lu­
zernbegrüssen.Nicht jedesSpital
muss alles anbieten. Ein teures
Herzzentrummussnicht anmeh­
reren Spitälern in einer Region
angeboten werden. Der Notfall­
dienstmuss auchnicht von jeder
Klinik abgedeckt werden.

SolcheZusammenschlüsse
werden jeweils heftig be-
kämpft. Sohat beispielsweise
dieLuzerner SPeinenVor-
stoss eingereicht, umdie
FusionsplänedesGesund-
heitsdirektors zu sistieren.
DerPatienthatheutedasGefühl,
erbrauchederErreichbarkeitwe­
gen ein Spital in seiner Region.
Zusätzlich will er vor Ort sämtli­
che medizinische Angebote in
Anspruch nehmen können. Die
Gesundheitsdirektorenhabenes

darum so schwer, Reformideen
umzusetzen. Denn dieses Den­
ken stammt aus der Vergangen­
heit. Vor 50 Jahren war die Er­
reichbarkeit eines Spitals eine
ganz andere Geschichte als heu­
te. Damals hatte man einen be­
rechtigtenGrund, in jederRegion
ein Spital zu haben.Heute ist die
Situation eine andere.

EineweitereMassnahmezur
ReduktionderKosten ist die
Strategie«ambulant vor
stationär».Washalten sie
davon?
Das ist ein zweischneidiges
Schwert. Die Kosten werden im
Grunde genommennur verscho­
ben.DieVerlagerung stationärer
Behandlungen in denmeist kos­
tengünstigeren ambulanten Be­
reich ermöglicht zwar den Kan­
tonen eine finanzielle Entlas­
tung. Die Krankenkassen und
Prämienzahler hingegenwerden
dadurch stärker belastet, weil
die Kantone sich nicht an ambu­
lant erbrachten Leistungen be­
teiligenmüssen. Ambulante und
stationäre Leistungen sollten
daher unbedingt einheitlich fi­
nanziert werden. Eine fixe Auf­
teilung der Ausgaben für statio­
näre und ambulante Leistungen
zwischenVersicherern undKan­

tonen könnte ein praktikabler
Zwischenschritt auf demWeg zu
einer monistischen Finanzie­
rung sein.

WokönnendieAusgaben
nochgedrosseltwerden?
Entscheidend ist, obdie benötig­
ten Leistungen so effizient wie
möglich produziert werden. Ge­
meint sind etwa Spitäler, Haus­
ärzte, Physiotherapeutenundder
ganze Pharmaziebereich. Ein
Beispiel: Ich hatte vor Jahren die
Schulter gebrochen und wurde
vonArzt zuArzt geschickt. Jeder
Mediziner hat ein Röntgenbild
angefertigt, obwohl ein einziges
Bild eigentlich reicht. Dadurch
entstehen unnötige Kosten.

NichtnurSpitäler undÄrzte
müssenneueWegegehen,
sondernauchdieKranken-
kassen.
DerWettbewerb unter Kranken­
kassenmussmöglichwerden. In
der Theorie ist er das bereits, in
der Praxis aber nicht. Denn um
denWettbewerbzuermöglichen,
muss vorerst der Vertragszwang
aufgehobenwerden, sonst gibt es
keinenWettbewerb.Krankenkas­
sen sollten selber entscheiden
dürfen,mitwelchenLeistungser­
bringern und zu welchen Bedin­

gungen sieVerträgeabschliessen
wollen.DazumüsstendieKassen
mitdenLeistungserbringernKri­
terienerarbeitenundwirtschaft­
liche Faktoren definieren. Bis
datowirddasvomBundgeregelt.

WaswürdederWettbewerb
fürdieVersichertenheissen?
Die Versicherten haben nach
einer Aufhebung des Vertrags­
zwangs keine wesentlichen Ein­
schränkungen bei der Wahl der
Leistungserbringer zu befürch­
ten. Der Wettbewerb wird die
Versicherer zwingen, mit mög­
lichst vielenLeistungserbringern
Verträge abzuschliessen. Ent­
scheidend ist jedoch, dass sie
dannnurnochmit qualitativ und
wirtschaftlich überzeugenden
Leistungserbringern ein Ver­
tragsverhältnis eingehenwerden.

DiePrämien sollenund
müsseneinentscheidender
Faktor fürdieWahl einer
Krankenkasse sein.
Solidarität – ein Ziel des KGV –
sollte sich nicht auf einen Aus­
gleich zwischen Gesunden und
Kranken beschränken, sondern
auch die Entwicklung der Ein­
kommen im Lebenszyklus be­
rücksichtigen. Ein 30­jähriger
Mann und eine 55­jährige Frau
habennichtdiegleichenRisiken,
krank zu werden. Das Risiko
krank zu werden, steigt mit dem
Alter. So müssten eigentlich die
Prämien ab 50höher sein alsmit
30. Zudem verdienen Personen
mit höherem Alter in der Regel
auchmehr.AufdieseWeisekönn­
ten Prämienverbilligungen redu­
ziertwerden.Oderandersgesagt:
Die Lastenverteilung zwischen
den Generationen könnte durch
eine zusätzliche Prämienstufe
adäquaterausgestaltetunddamit
auch das Ausmass der Prämien­
verbilligungenverringertwerden.

Bleibenwirbei denPrämien.
DieSPverlangt in einer Initia-
tive, dassnur 10Prozentdes
Einkommens fürPrämien
ausgegebenwerden soll.Was
haltenSiedavon?
Das ist nur Symptombekämp­
fung. Machen wir die Prämien
vomEinkommenabhängig,brau­
chen wir eine Einheitskasse. Die
Schweizer Stimmbürger haben
dies inderVergangenheitwieder­
holt abgelehnt.

Bernd Schips äussert sich auch mit 80 Jahren dezidiert zu den stetig steigenden Kosten im Gesundheits-
wesen. Bild: Nadia Schärli (Luzern, 27. März 2019)

«DiePrämien
müsstenab
50 Jahren
eigentlich
höher sein
alsmit 30.»

BerndSchips

«Weniger
Spitäler führen
nicht zueiner
schlechteren
Gesundheits-
versorgung.»

BerndSchips

Eich und Schenkon
ziehenUrteil weiter

Lärmschutz Das Gezanke um
den Lärmschutz auf dem Auto­
bahnabschnitt A2 in Eich und
Schenkon geht in die nächste
Runde:NachdemdasBundesver­
waltungsgerichtunlängsteineBe­
schwerde der zwei Luzerner Ge­
meindensowieweiterer 18Partei­
enabgewiesenhat,muss sichnun
das Bundesgericht mit dem Fall
beschäftigten. Denn Eich und
SchenkonsindmitdemEntscheid
nichteinverstanden–undwerden
das Urteil deshalb weiterziehen.
DasbestätigenAdrianBachmann
und Patrick Ineichen, die Ge­
meindepräsidentenvonEichund
Schenkon, auf Anfrage.

Die Argumentation des Bun­
desverwaltungsgerichts sei
schwer nachvollziehbar und wi­
derspreche nicht nur demgesun­
denMenschenverstand, sondern
halte auch juristischen Gesichts­
punkten nicht stand, ist Bach­
mann überzeugt. «Auf viele
PunkteunsererBeschwerdegeht
das Urteil gar nicht ein.» Es sei
klar, dass es um viel Geld gehe
unddassderLärm­Leidensdruck
inderAgglonochgrösser sei, sagt
Ineichen. «Wir Landgemeinden
müssen uns wehren. Sonst wer­
denwir übergangen.» (zar)

Honau soll Fusion
mit Root und
Gisikon prüfen

Rontal Die Gemeinde Honau ist
mit rund 400 Einwohnern die
kleinste im Kanton Luzern. Nun
soll eineFusionmitdenNachbar­
gemeinden geprüft werden. Das
fordert eine Volksinitiative, wel­
chevonmehrerenPrivatpersonen
aus Honau lanciert worden ist.
Konkret soll der Gemeinderat
Gespräche mit den Gemeinden
Gisikon und Root im Hinblick
aufeinemöglicheFusionaufneh­
men. Für die Initiative sind 30
Unterschriften nötig.

GemeindepräsidentinBeatri­
ce Barnikol (CVP) geht davon
aus, dass die Initiative zustande
kommt. Eine offizielle Haltung
zur Fusionsfrage habe der Ge­
meinderat zwar noch nicht, sagt
Barnikol. Sollte die Initiative zu­
stande kommen, wolle der Ge­
meinderat aber rasch mit den
NachbargemeindenKontakt auf­
nehmen–unddiesnicht erstnach
einem allfälligen Ja an der Urne.
«Damit das Volk entscheiden
kann, muss es ja wissen, ob die
Nachbargemeinden überhaupt
an einer Fusion interessiert
sind», sagt Barnikol.

Root ist
offen fürGespräche

Das Rontal mit seinen vielen
kleinenGemeinden stand schon
2017 im Fokus von Fusions­
diskussionen.Damalswar es die
FDP in Dierikon, welche Fu­
sionsabklärungen mit Ebikon
undRoot forderte.DasAnliegen
scheiterte aber an der Gemein­
deversammlung. Root hatte
schon damals signalisiert, dass
man fürGesprächemitDierikon
offen sei. Das gelte im aktuellen
Fall auch für Honau, sagt der
Rooter Gemeindepräsident
Heinz Schumacher. (rk)


